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INHALTSVERZEICHNIS 

 
 

EINKOMMENSTEUER 
 

PAUSCHALIERUNG DER EINKOMMEN 
STEUER FÜR BETRIEBLICHE ZUWEN-
DUNGEN 

 
Ein Großhändler vertrieb Kameras, Objekti-

ve und Blitzgeräte. Zur Verkaufsförderung führ-
te er ein Bonusprogramm für Fachverkäufer 
und deren Arbeitnehmer durch. Diese Bonus-
punkte konnten bei einem anderen Unterneh-
men gegen Sachprämien eingelöst werden, die 
dem Großhändler in Rechnung gestellt wurden. 
Die in Rechnung gestellten Prämien unterwarf 
der Großhändler mit 30 % der pauschalen Ein-
kommensbesteuerung. Nach einer Lohnsteue-
raußenprüfung erging wegen anderer Sachver-
halte ein Nachforderungsbescheid. Daraufhin 
wandte sich der Großhändler gegen die pau-
schale Besteuerung der Zuwendungen aus 
dem Bonusprogramm.  

Der Bundesfinanzhof gab dem Großhändler 
Recht. Die Voraussetzungen für die Pauscha-
lierung lagen nicht vor. Diese erfordert u. a., 
dass die Zuwendungen zusätzlich zur ohnehin 
vereinbarten Leistung erbracht werden. Die 
Prämien sind jedoch nicht zu einem mit dem 
Großhändler bestehenden Grundgeschäft hin-
zugetreten, sondern stellten die allein geschul-
dete Leistung für den Verkaufserfolg dar. 

 
Hinweis 
Die Besteuerung musste bei den Fachverkäu-
fern bzw. deren Angestellten erfolgen 

 
ENTSCHÄDIGUNG FÜR ENTGANGENE 
EINNAHMEN UND STEUERFREIER 
SCHADENSERSATZ 
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Ein angestellter Geschäftsführer wurde bei 
einem Überfall schwer verletzt. Er schloss mit 
seinem Arbeitgeber einen Vergleich, in dem 
sich dieser verpflichtete, dem Geschäftsführer 
neben einer Altersrente eine Abfindung für die 
vorzeitige Auflösung des Arbeitsverhältnisses 
sowie einen Schadensersatz zu zahlen. Der 
Geschäftsführer erhielt zweimal 400.000 €.  

Auf die Zahlung der Abfindung behielt der 
Arbeitgeber Lohnsteuer ein. Die weitere Zah-
lung leistete er ohne Abzüge, da es sich seiner 
Meinung nach um einen steuerfreien Schadens 
ersatz handelte. Das Finanzamt forderte auch 
für die zweite Zahlung Lohnsteuer. Nach dem 
Grundsatz der Einheitlichkeit der Entschädi-
gung könne für die Schadensersatzzahlung 
nichts anderes gelten als für die vereinbarte 
Abfindung.  

Der Bundesfinanzhof dagegen widersprach 
dem formellen Grundsatz der Einheitlichkeit. 
Es muss nicht nur für jede Teilzahlung geprüft 
werden, ob es sich um eine steuerpfl ichtige 
Entschädigung für entgangene Einnahmen 
handelt, sondern auch, in welchem Rahmen 
Abfindungen üblicherweise vereinbart werden. 
Wird, wie im vorliegenden Fall, die übliche 
Entschädigung durch eine weitere Zahlung 
insgesamt verdoppelt, überschreitet die Zah-
lung den Rahmen des Üblichen in besonderem 
Maße. Es ist von einem steuerfreien Scha-
densersatz auszugehen. 

 
NUR TATSÄCHLICH GEZAHLTE KRAN-
KENVERSICHERUNGSBEITRÄGE SIND 
ABZIEHBAR 

 
Beiträge zu Krankenversicherungen sind als 

Sonderausgaben abziehbar, soweit sie zur 
Erlangung eines sozialhilfegleichen Versor-
gungsniveaus erforderlich sind. Für Beiträge zu 
einer privaten Krankenversicherung gilt das nur 

für die Beitragsanteile, die auf Vertragsleistun-
gen entfallen, die in Art, Umfang und Höhe den 
Leistungen der gesetzlichen Krankenversiche-
rung vergleichbar sind.  

Die Beschränkung des Sonderausgabenab-
zugs auf die Beiträge für Basisleistungen der 
privaten Krankenversicherung ist zulässig, 
auch wenn diese Beiträge den maßgeblichen 
Beitragssatz zur gesetzlichen Krankenversi-
cherung unterschreiten. Damit wird gewährleis-
tet, dass nur die tatsächlich für die Basisabsi-
cherung gezahlten Beiträge berücksichtigt 
werden.  

Werden in einem Versicherungstarif einer 
privaten Krankenkasse auch steuerlich nicht 
begünstigte Wahlleistungen versichert, bedarf 
es einer Aufteilung der Beiträge. Die Höhe der 
abziehbaren Beiträge teilt die Krankenversi-
cherung der Finanzverwaltung mit. (Quelle: 
Urteil des Bundesfinanzhofs) 

 

MIETER(IN)/VERMIETER(IN) 
 

VERWALTER MUSS HAUSGELDAN-
SPRÜCHE BEI ZWANGSVERSTEIGERUNG 
ANMELDEN 

 
Wird von Dritten die Zwangsversteigerung 

in das Sondereigentum eines Wohnungseigen-
tümers betrieben, ist der Wohnungseigentums-
verwalter verpflichtet, die Hausgeldansprüche 
der Eigentümergemeinschaft in dem 
Zwangsversteigerungsverfahren anzumelden. 
Dies hat der Bundesgerichtshof entschieden.  

Von einem Eigentümer wurden Hausgelder 
für zwei Wohnungen über einen längeren Zeit-
raum nicht gezahlt. Auf Antrag eines Dritten 
wurde die Zwangsversteigerung der Wohnun-
gen nicht nur angeordnet, sondern diese wur-
den auch versteigert. Da die Gemeinschaft 
keinen Beschluss über die Anmeldung der 
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Hausgeldansprüche im Zwangsversteigerungs-
verfahren gefasst hatte, machte der Verwalter 
diese auch nicht geltend. Die grundsätzlich 
bevorrechtigten Hausgeldansprüche wurden 
folglich bei der Verteilung des Versteigerungs-
erlöses nicht berücksichtigt. Die Eigentümer-
gemeinschaft verlangte daraufhin von der Ver-
waltung Schadensersatz.  

Nach Auffassung des Gerichts hätte der 
Verwalter die bevorrechtigten Hausgeldan-
sprüche im Zwangsversteigerungsverfahren 
auch ohne Beschluss der Gemeinschaft an-
melden müssen. Die unterlassene Anmeldung 
stellt eine Pflichtverletzung dar, die einen 
Schadensersatzanspruch begründet. 

 
Forderung auf Schadensersatz bei beschä-

digter Mietwohnung auch ohne vorherige Frist-
setzung des Vermieters möglich 

 
Weist eine Mietwohnung bei Auszug des 

Mieters Schäden auf, muss der Vermieter dem 
Mieter keine Frist zur Beseitigung der Schäden 
setzen. Es besteht sofort ein Anspruch auf 
Schadensersatz. Das hat der Bundesgerichts-
hof entschieden. 

Ein Mieter hatte sich gegen Schadenser-
satzforderungen seines früheren Vermieters 
wegen Schimmelbefalls, ungepflegter Bade-
zimmerarmaturen und eines Lackschadens an 
einem Heizkörper gewehrt. Er war der Auffas-
sung, dass der Vermieter erst eine Frist hätte 
setzen müssen, um ihm die Möglichkeit zu 
geben, die Wohnung selbst wieder in Ordnung 
zu bringen. Dies sah das Gericht anders. Ein 
Anspruch wegen Beschädigung der Mietsache 
wird bereits mit der Schadensentstehung und 
nicht erst bei Beendigung des Mietverhältnis-
ses fällig. Verursacht daher ein Mieter in der 
Wohnung einen Schaden und zieht aus, kann 

der Vermieter sofort Schadensersatz verlan-
gen. 

 
Hinweis 
Anders verhält es sich bei Schönheitsreparatu-
ren. Sofern der Mieter diese bei Auszug nicht 
oder nicht ordentlich vorgenommen hat, ist 
regelmäßig eine vorherige Fristsetzung des 
Vermieters zur Nachbesserung erforderlich. 
Erst danach kann er Schadensersatz verlan-
gen. 

 
Erbschaftsteuer 
 
Befreiung von der Erbschaftsteuer bei Er-

werb eines Familienheims setzt zivilrechtliches 
Eigentum voraus  

 
Vererbt der Erblasser an seinen überleben-

den Ehegatten eine im Inland, der Europäi-
schen Union oder im Europäischen Wirt-
schaftsraum belegene Wohnung, die der Erb-
lasser bis zu seinem Tod zu eigenen Wohn-
zwecken genutzt hat (Familienheim), bleibt 
dies unter bestimmten Voraussetzungen steu-
erfrei. Die Wohnung muss beim überlebenden 
Ehegatten (Erwerber) unverzüglich zur Selbst-
nutzung zu eigenen Wohnzwecken bestimmt 
sein.  

Der Bundesfinanzhof hat entschieden, dass 
die Steuerbefreiung nur gegeben ist, wenn der 
Erblasser im Zeitpunkt seines Tods zivilrechtli-
cher Eigentümer der Wohnung war.  

Im entschiedenen Fall hatte die Erblasserin 
(Ehefrau) eine Wohnung gekauft und bereits 
mit ihrem Ehegatten bezogen. Sie war aller-
dings noch nicht als Eigentümerin im Grund-
buch eingetragen, sondern ihr Anspruch auf 
Verschaffung des Eigentums war durch eine 
Aufl assungsvormerkung gesichert. Der Ehe-
gatte konnte damit nur diesen Verschaffungs-
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anspruch erwerben, der nicht mit dem zivil-
rechtlichen Eigentum gleichzusetzen ist. Ob-
wohl er später mit Eintragung im Grundbuch 
zum Eigentümer wurde, musste er den Erwerb 
mit dem Verkehrswert der Wohnung der Erb-
schaftsteuer unterwerfen. 

 

UNTERNEHMER(IN) / UNTERNEHMEN 
 

ZUSCHÄTZUNGEN BEI NICHT NACH-
VOLLZIEHBAREN ZAHLUNGSEINGÄN-
GEN 

 
Die Finanzverwaltung hat die Besteue-

rungsgrundlagen u. a. insoweit zu schätzen, 
wie sie diese nicht ermitteln oder berechnen 
kann oder der Steuerpflichtige über seine An-
gaben keine ausreichende Aufklärung geben 
kann.  

Bei ungeklärten Zahlungseingängen auf 
dem Bankkonto eines Steuerpfl ichtigen ist 
dieser verstärkt zur Aufklärung und Mitwirkung 
verpflichtet. Ist nicht feststellbar, woher die 
Zahlungseingänge stammen, kann der Schluss 
gerechtfertigt sein, dass diese Eingänge un-
versteuerte Einnahmen sind. 

Das Finanzgericht München hat entschie-
den, dass eine Zuschätzung zu den Betriebs-
einnahmen zulässig ist, wenn Herkunft bzw. 
Bestimmung der Zahlungseingänge nicht an-
gegeben werden. 

 
Zulässigkeit der Bildung eines Investitions-

abzugsbetrags im Gesamthandsvermögen bei 
späterer Investition im Sonderbetriebsvermö-
gen 

 
Ein Steuerpflichtiger kann unter bestimmten 

Voraussetzungen für die zukünftige Anschaf-
fung oder Herstellung abnutzbarer beweglicher 
Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens einen 

den Gewinn mindernden Investitionsabzugsbe-
trag in Anspruch nehmen. Bei einer Personen-
gesellschaft tritt an die Stelle des Steuerpflich-
tigen die Gesellschaft. Zu deren Vermögen 
gehört unter steuerrechtlichen Gesichtspunkten 
neben dem Gesamthandsvermögen auch das 
Sonderbetriebsvermögen der einzelnen Ge-
sellschafter.  

Unter Berücksichtigung dieser Grundsätze 
gelangt der Bundesfinanzhof zu dem Ergebnis, 
dass ein im Gesamthandsvermögen der Ge-
sellschaft gebildeter Investitionsabzugsbetrag 
auch bei der späteren Anschaffung eines Wirt-
schaftsguts im Sonderbetriebsvermögen eines 
Gesellschafters aufgelöst werden kann. Dabei 
spielt es keine Rolle, dass die Bildung des 
Investitionsabzugsbetrags zu einer quotalen 
Gewinnminderung bei allen Gesellschaftern 
geführt hat, während seine Auflösung sich nur 
auf das Sonderbetriebsvermögen des investie-
renden Gesellschafters auswirkt. 

 

UMSATZSTEUER 
 

REISEVERANSTALTER KÖNNEN SICH 
BEIM BEZUG VON REISEVORLEISTUN-
GEN AUF DAS UNIONSRECHT BERUFEN 

 
Nimmt ein Reiseveranstalter Reisevorleis-

tungen in Anspruch, bestimmt sich die umsatz-
steuerliche Bemessungsgrundlage nach der 
Differenz zwischen dem Reisepreis und den 
Aufwendungen für die Reisevorleistungen. 
Reisevorleistungen sind bezogene Leistungen, 
die dem Reisenden direkt zugutekommen, wie 
beispielsweise der Flug oder die Unterkunft.  

Im entschiedenen Fall bezog ein Reise ver-
anstalter Reisevorleistungen von einem Unter-
nehmer aus Österreich. Das Finanzamt sah 
den Reiseveranstalter als Leistungsempfänger 
an, der die Umsatzsteuer für die bezogene 
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Leistung schuldet (Reverse Charge). Nach den 
unionsrechtlichen Bestimmungen über die 
Margenbesteuerung im Inland sind die erbrach-
ten Reisevorleistungen abweichend von der 
nationalen Rechtslage jedoch nicht steuerbar.  

Der Bundesfinanzhof entschied, der Reise-
veranstalter kann sich bei Bezug von Reisevor-
leistungen aus einem anderen EU-Mitgliedstaat 
unmittelbar auf das für ihn günstigere Unions-
recht berufen. Entgegen dem nationalen Um-
satzsteuerrecht schuldet er dann keine Um-
satzsteuer als Leistungsempfänger. 

 

VEREIN 
 

VEREINSSATZUNG MUSS VORAUSSET-
ZUNGEN DER GEMEINNÜTZIGKEIT BEIN-
HALTEN 

 
Ist ein Verein als gemeinnützig anerkannt, 

ergeben sich hieraus verschiedene Steuerver-
günstigungen sowohl für den Verein, als auch 
für seine Unterstützer. Für die Anerkennung 
der Gemeinnützigkeit werden bestimmte An-
forderungen an die Satzung gestellt. In einer 
Anlage zur Abgabenordung (AO) befi ndet sich 
eine Mustersatzung mit den für steuerliche 
Zwecke notwendigen Inhalten. 

In einem vom Bundesfinanzhof entschiede-
nen Fall war in der Vereinssatzung lediglich 
geregelt, dass der Verein unmittelbar Zwecke 
des Hochwasserschutzes fördert. Es fehlte 
aber der notwendige Hinweis, dass er aus-
schließlich den Hochwasserschutz fördert. 
Hierdurch waren die satzungsmäßigen Voraus-
setzungen für die Gemeinnützigkeit nicht er-
füllt. 

 
 
 

Tipp 
Die Inhalte der Mustersatzung in der Anlage 
zur AO sind für steuerliche Zwecke unbedingt 
einzuhalten. Die Abstimmung der Satzung mit 
dem Steuerberater ist im Vorfeld der Vereins-
gründung empfehlenswert. 

 

VERFAHRENSRECHT 
 

HAFTUNG DES GESCHÄFTSFÜHRERS 
FÜR STEUERSCHULDEN DER GMBH 
WEGEN MANGELNDER ORGANISATION 
UND ÜBERWACHUNG 

 
Ein GmbH-Geschäftsführer haftet als ge-

setzlicher Vertreter für Steuerschulden der 
GmbH, soweit die Steuern infolge vorsätzlicher 
oder grob fahrlässiger Verletzung der ihm auf-
erlegten Pfl ichten nicht oder nicht rechtzeitig 
festgesetzt oder bezahlt werden. In einem vom 
Finanzgericht Hamburg entschiedenen Fall 
wandte sich ein GmbH-Geschäftsführer im 
Wege des einstweiligen Rechtsschutzes ver-
geblich gegen den gegen ihn erlassenen Haf-
tungsbescheid für Umsatzsteuer-Schulden der 
GmbH. Er hatte grob fahrlässig und pfl ichtwid-
rig gehandelt, weil er seinen Vater, der mehr 
oder weniger alleinverantwortlich die steuerli-
chen und buchhalterischen Angelegenheiten 
der GmbH führte, nicht kontrolliert hatte. Damit 
trifft ihn ein Organisations- und Überwa-
chungsverschulden. 

Der Vater hatte Beratungsleistungen, die er 
vermeintlich gegenüber der GmbH erbracht 
hatte, nicht ordnungsgemäß mit Umsatzsteuer-
ausweis abgerechnet. Dies war Gegenstand 
eines gegen den Vater gerichteten strafrechtli-
chen sowie finanzgerichtlichen Verfahrens. Er 
nahm das zum Anlass, um der GmbH Umsatz-
steuer „nachzuberechnen“, die diese als Vor-
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steuer geltend machte. Dem GmbH-
Geschäftsführer hätten diese außergewöhnli-
chen Geschäftsvorfälle nicht verborgen bleiben 
dürfen, da der darauf basierende Vorsteuerab-
zug in den Streitjahren bis zu 42 % des gesam-
ten Vorsteuervolumens der GmbH ausmachte. 

 

SONSTIGES 
 

WERKVERTRAGSRECHT: SCHADENS-
ERSATZ KANN NICHT MEHR NACH FIK-
TIVEN MÄNGELBESEITIGUNGSKOSTEN 
BEMESSEN WERDEN 

 
Der Bundesgerichtshof hat seine Recht-

sprechung aufgegeben, nach der statt der Be-
seitigung des Mangels vom ausführenden Un-
ternehmen Schadensersatz in Geld auf der 
Grundlage fiktiver Mängelbeseitigungskosten 
verlangt werden kann. Wenn die Mangelbesei-
tigung unterbleibt, kann der Mangelschaden 
nur noch dadurch ermittelt werden, dass der 
Minderwert des Werks wegen des nicht besei-
tigten Mangels geschätzt wird. 

 
Hinweis 
Diese Grundsätze gelten nicht nur für Werkver-
träge nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch, 
sondern auch für Verträge, die unter Einbezug 
der Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleis-
tungen geschlossen werden, und für Scha-
densersatzansprüche gegen den Architekten 
wegen mangelhafter Planung und Überwa-
chung. 
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